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Urteil  VB.2022.00343  des  Verwaltungsgerichts  des  Kantons
Zürich vom 25. Mai 2023: Erstellt eine Arbeitnehmerin (A)
einen nicht zutreffenden Leistungsnachweis mit den Logos der
Arbeitgeberin  und  lässt  diesen  von  einer  Arbeitskollegin
unterzeichnen,  so  liegt  ein  sachlicher  Kündigungsgrund
betreffend Arbeitnehmerin A vor.

Da dies ein begründeter Anlass zur Kündigung darstellt, ist
sie  zur  Rückzahlung  aus  einer  Ausbildungsvereinbarung
verpflichtet.

Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich hatte den Fall einer
ehemaligen Arbeitnehmerin (A) eines Pflegezentrums der Stadt B
zu beurteilen. Sie war seit dem 15. November 2017 angestellt
und  absolvierte  ab  Januar  2018  parallel  zu  ihrer
Arbeitstätigkeit eine zweijährige Ausbildung. Am 29. März 2018
schloss  A  mit  der  Stadt  dies-bezüglich  eine
Ausbildungsvereinbarung  mit  Rückzahlungsvorbehalt  ab.

Am 4. März 2021 liess A einen von ihr er-stellten, nicht
zutreffenden  Leistungsausweis  durch  eine  Arbeitskollegin
unterzeichnen.  Das  Dokument  benötigte  A  für  ihre
Weiterbildung.  Darin  wurde  bestätigt,  dass  A  während  100
Stunden  im  Rahmen  von  Lernveranstaltungen  Teilnehmende
ausgebildet habe. Der Leistungsausweis enthielt den Briefkopf
der Stadt und des Pflegezentrums. Bereits zuvor hatte die
Stadt  A  verwarnt,  nachdem  diese  wiederholt  Bilder  vom
Arbeitsplatz in den sozialen Medien veröffentlicht hatte.
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Am 2. Juli 2021 kündigte die Stadt das Anstellungsverhältnis
wegen mangelnden Vertrauens per 31. Oktober 2021 und forderte,
gestützt auf die Ausbildungsvereinbarung, CHF 18 071.60 von A
zurück.

Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich führte aus, dass die
Ausbildungsverantwortliche  von  A  sich  zuvor  ausdrücklich
geweigert habe, die Bestätigung auszustellen. Indem sich A in
der  Folge  selbst  den  unzutreffenden  Leistungsausweis
ausgestellt habe, habe A in erheblicher Weise die Treuepflicht
verletzt. Hinzu komme, dass die Stadt vor weniger als zwei
Wochen eine einschlägige Verwarnung ausgesprochen habe. Dies
vermöge  objektiv  betrachtet  einen  Vertrauensverlust  seitens
der Stadt begründen. Zum Kündigungszeitpunkt sei A erst 3½
Jahre  bei  der  Stadt  angestellt  gewesen,  womit  sich  die
Kündigung als verhältnismässig erweise und rechtmässig erfolgt
sei.

Bezüglich der Rückzahlungspflicht erwog das Verwaltungsgericht
des  Kantons  Zürich,  dass  es  sich  bei  einer
Ausbildungsvereinbarung  um  einen  verwaltungsrechtlichen
Vertrag  handle,  auf  welchen  sich  die  Rückforderung  ohne
weitere, gesetzliche Grundlage direkt stützen könne. Nach dem
Gebot von Treu und Glauben könne keine Rückzahlung verlangt
werden, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer keinen
sachlichen Grund für eine Kündigung gegeben haben.

Wenn  das  Arbeitsverhältnis  aus  Gründen,  die  bei  der
Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer liegen, aufgelöst werde,
sei  eine  Rückforderung  demgegenüber  zulässig.  Dies  gelte
unabhängig  davon,  welche  Partei  die  Kündigung  ausspreche.
Andernfalls  könne  die  Rückzahlungspflicht  umgangen  werden,
indem  die  Arbeitnehmerin  oder  der  Arbeitnehmer  durch
Fehlverhalten die Kündigung des Arbeitsverhältnisses seitens
der  Anstellungsbehörde  provoziere.  Vorliegend  habe  A  den
Vertrauensverlust verursacht, weshalb sie zur Rückzahlung aus
der Ausbildungsvereinbarung verpflichtet sei.


